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A _Finanzielle Auswirkungen

Mit der antragsgemafen Entscheidung sind [_] keine finanziellen Auswirkungen verbunden.

X finanzielle Auswirkungen verbunden.
(in diesem Fall bitte weiter ausfiillen)

|. _Aktuelle Prognose Ergebnisrechnung Dezernat

HMS-Ampel  [] rot X grin Prognose Zuschussbedarf: HHS November
2018
abs.: 4.779.966,24 EUR
in %: 27,5
Il._Aktuelle Prognose Investitionsmanagement Dezernat
Investitionscontrolling [ ] Investition [] Instandhaltung
Budget verfiigte Ausgaben (Ist): abs.:
in %:

I1l. Ubersicht finanzielle Auswirkungen der Sitzungsvorlage

Es handelt sich um X Mehrkosten
[ ] budgettechnische Umsetzung

. « Finanzierung
Gesamt- darin zusétzl. . .
- . (Sperre, Kontierung | Kontierung ]
IM | CO | Jahr | Bezeichnung kc_)sten Beda_rf apl/upl Ertrag) (Objekt) (Konto) Bezeichnung
in€ in€ p
in€
X | 2019 | Sachkosten 25.000,- 25.000,- 100541 692000 Stadtentwicklung
x | 2019 | Sachkosten 25.000,- | 300062 790398 Dez. IV~
Bidgetuberleitung
Summe einmalige Kosten: 25.000,- 25.000,- 25.000,-
2020 .
X | Sachkosten 100.000,- 100541 692000 Stadtentwicklung
Summe Folgekosten: 100.000,-

Bei Bedarf Hinweise /Erlduterung:
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B_Kurzbeschreibung des Vorhabens

Die Inhalte dieses Feldes werden (auler bei vertraulichen Vorlagen, wie z. B. Disziplinarvorlagen) im Internet/Intranet verdffentlicht
und dirfen den Umfang von 1200 Zeichen nicht Gberschreiten (soweit erforderlich: Ergdnzende Erlauterungen s. Pkt. IV.; bei
einigen Vorlagen (z. B. Personalvorlagen) entfallen die weiteren Ausfihrungen ab Pkt. I.)

Es diirfen hier keine personenbezogenen Daten im Sinne des Hessischen Datenschutzgesetzes verwendet werden (Ausnahme:
Einwilligungserklarung des/der Betroffenen liegt vor). Es handelt sich um ein Pflichtfeld.

Die Regionalpark Ballungsraum RheinMain gGmbH ist ein regionales Gemeinschaftsvorhaben
mit dem Zweck, die Landschaft der Rhein-Main-Region auf der Flache ihrer Gesellschafter zu
gualifizieren. Die Finanzierung der Gesellschaft erfolgt im Wesentlichen durch
Gesellschafterbeitrdge, Zuschisse des Landes Hessen und durch Mittel der Fraport AG. Neben
einem fehlenden Inflationsausgleich fuhrt der schrittweise Riickzug der Fraport AG bis zum Jahr
2021 aus der Finanzierung der Regionalparkgesellschaft zu einer Finanzierungsliicke. Diese
Lucke soll u.a. durch eine Erhéhung der Gesellschafterbeitrdge kompensiert werden. Dadurch
erhdhen sich ab 2019 die jahrlichen Beitrage fir die Landeshauptstadt Wiesbaden von 75.000€
auf 100.000€.

Anlagen:

C Beschlussvorschlag:

1. Es wird zur Kenntnis genommen, dass die finanziellen Mittel der Regionalpark Dachgesellschaft

durch den vollstdndigen Riickzug der Fraport AG bis 2021 als Hauptsponsor zuriickgehen
werden.

2. Der Erhohung der Gesellschafterumlage fur die gemeinnitzige Regionalpark Ballungsraum

RheinMain GmbH zum 01.01.2019 von derzeit 75.000€ p.a. auf 100.000€ p.a. wird zugestimmt.

Der Gesellschaftervertrag wird hierzu in § 7 (1) Abs. 2, Satz 1 wie folgt geandert:
~Die Gesellschafter entrichten jahrilich einen Zuschuss in Héhe von je 100.000€ an die
Gesellschaft.”

Die Zustimmung zur vorgenannten Erhdhung des Zuschusses eines jeden Gesellschafters

erfolgt unter dem Vorbehalt, dass auch alle Ubrigen Gesellschafter dieser Erh6hung zustimmen.

3. Die Mehrkosten von 25.000€ im Jahr 2019 deckt Dezernat IV/61 aus Uberleitungsmitteln: sie

werden Upl. bei Kontierung 100541 bereitgestellt. Die erforderlichen Mittel werden von Dezernat

IV/61 zum Haushalt 2020/2021 angemeldet.

4. Es wird beflrwortet, dass die Stadt Wiesbaden zukiinftig Regionalparkprojekte initiiert und
umsetzt, um von den Fordergeldern zu profitieren und diese zur weiteren Steigerung der
Lebens- und Gestaltqualitéat in Wiesbaden zu nutzen.

D Begriindung

I. Auswirkungen der Sitzungsvorlage

Mit der Sitzungsvorlage geht eine Erhéhung des Gesellschafterbeitrags um 25.000€ von derzeit
75.000€ p.a. auf 100.000€ p.a. einher.

Die Beitragserhdhung dient dazu, die Leistungsfahigkeit der Regionalpark Dachgesellschaft zu
erhalten. Nur so ist es der Regionalpark Dachgesellschaft weiterhin mdglich, die bisherigen
Aufgaben und zukinftige Herausforderungen in demselben Umfang wie bislang wahrzunehmen.

Il. Demografische Entwicklung

(Hier ist zu berucksichtigen, wie sich die Altersstruktur der Zielgruppe zusammensetzt, ob sie sich dndert und welche Auswirkungen es
auf Ziele hat. Indikatoren des Demografischen Wandels sind: Familiengriindung, Geburten, Alterung, Lebenserwartung, Zuwanderung,
Heterogenisierung, Haushalts- und Lebensformen)
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lll. Umsetzung Barrierefreiheit

(Barrierefreiheit nach DIN 18024 (Fortschreibung DIN 18040) stellt sicher, dass behinderte Menschen alle Lebensbereiche ohne
besondere Erschwernisse und generell ohne fremde Hilfe nutzen kdnnen. Hierbei ist insbesondere auf die barrierefreie Zugéanglichkeit
und Nutzung zu achten bei der ErschlieBung von Geb&auden und des offentlichen Raumes durch stufenlose Zugéange, rollstuhigerechte
Aufziige, ausreichende Bewegungsflachen, rollstuhlgerechte Bodenbelage, Behindertenparkplatze, WC nach DIN 18024, Verbreitung
von Informationen unter der Beachtung der Erfordernisse von seh- und hérbehinderten Menschen)

IV. Erganzende Erlduterungen

Die Stadt Wiesbaden ist zum 01.01.2007 der Regionalpark Ballungsraum RheinMain gGmbH
beigetreten. Gesellschafter des Regionalparks sind dartiber hinaus die Stadt Frankfurt am Main,
Stadt Offenbach am Main, Stadt Hanau, Stadt Bad Homburg v.d.H., Stadt Risselsheim, Kreis
Grol3-Gerau, Hochtaunuskreis, Main-Kinzig-Kreis, Main-Taunus-Kreis, Kreis Offenbach, Rheingau-
Taunus-Kreis, Wetteraukreis, Regionalverband FrankfurtRheinMain und das Land Hessen.

Der Regionalpark tragt zur Sicherung, Aufwertung und Verknupfung der Landschaften des
Verdichtungsraumes bei und steigert damit die Lebensqualitdt sowohl fiir die Wiesbadener
Bevolkerung als auch fir die Bewohner und Besucher der Region. Die Dachgesellschaft Gbernimmt
zentrale Funktionen: sie koordiniert und realisiert die Vernetzung mit einem Routenkonzept und
Erlebnispunkten, fordert den Regionalpark durch Offentlichkeitsarbeit und zahlreiche
Kooperationsprojekte. Mit seinen diversen Aktivitaten zur Gestaltung der Grinziuge stof3t der
Regionalpark in der Bevolkerung auf eine sehr positive Resonanz, zudem ist er das sichtbare
Zeichen einer erfolgreichen interkommunalen Zusammenarbeit.

Die Finanzierung der Gesellschaft erfolgt im Wesentlichen durch Gesellschafterbeitrdge, Zuschiisse
des Landes Hessen und durch Mittel der Fraport AG. Seit der Griindung des Regionalparks
unterstitzt die Fraport AG die Gesellschaft auf freiwilliger Basis. Die Forderzusagen sind von
800.000€ in 2010 schrittweise auf 400.000€ in 2020 reduziert worden. Fur das Jahr 2021 ff. sind
keine weiteren Mittel durch die Fraport AG in Aussicht gestellt worden.

Um den schrittweisen Wegfall von mehr als einem Drittel des Regionalparkhaushaltes zu
kompensieren und ein positives Zeichen fur die Region und fur den Erhalt des Regionalparks als
langfristiges Projekt zu setzen, ist ein starkeres Engagement aller Gesellschafter von Néten.

Der Aufsichtsrat der Regionalpark Ballungsraum RheinMain GmbH hat in seiner Sitzung vom
21.06.2018 beschlossen, den Gesellschaftern eine Beitragserhéhung anzuraten. Durch eine
Erhohung aller Gesellschafterbeitrdge um 25.000€ konnte knapp die Hélfte der ursprunglich durch
die Fraport AG zur Verfugung gestellten und bendtigten 800.000€ bereitgestellt werden. Die
Finanzierung der zweiten Halfte kdnnte beispielsweise durch ein verstarktes Engagement des
Landes oder des Regionalverbandes sichergestellt werden. Erste Gesprache wurden bereits
aufgenommen.

Die Stadt Wiesbaden kann als Kommune der Regionalpark Dachgesellschaft Projekte zur
Forderung beantragen. Die Kosten des Projektes werden dabei i.d.R. zu 2/3 durch die
Dachgesellschaft getragen, 1/3 wird von der Kommune finanziert. Mit Hilfe der Férderung durch den
Regionalpark konnten bisher bereits vier Projekte in Wiesbaden umgesetzt werden. Die
umgesetzten Projekte sind der Aussichtspunkt Fahncheskreuz, Spiel- und Balancierpark An der
Helling, Aussichtsturm am Kostheimer Mainhafen sowie die Historische Briickenrampe in Mainz-
Kastel. Die Umsetzung eines weiteren Projektes im Jahr 2021 wurde bei der Regionalpark
Dachgesellschaft beantragt; hierzu ist eine weitere Sitzungsvorlage in Vorbereitung.

V. Gepriifte Alternativen

(Hier sind die Alternativen darzustellen, welche zwar gepruft wurden, aber nicht zum Zuge kommen sollen.)

Wiesbaden, 13. Februar 2019
@& mb/4425, sc/2579

Hans-Martin Kessler
Stadtrat



	Umweltamt: Umweltprüfung

